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�ffentliche
Finanzen

Gebietsk�rperschaften

Laufende Entwicklung

Die Gebietsk&rperschaften (ohne die Gemein-

den, f0r die noch keine Ergebnisse vorliegen)

erzielten im zweiten Quartal einen Finanzie-

rungs0berschuss von 1162 Mrd Euro. Gegen-

0ber dem Vorjahr bedeutete dies eine deut-

liche Abnahme um 3 Mrd Euro. Ausschlagge-

bend hierf0r war, dass die Einnahmen um

2162% sanken. Zwar lag der im zweiten Vier-

teljahr ausgesch0ttete Bundesbankgewinn um

4162 Mrd Euro 0ber dem Niveau des Vorjahres.

Der ausgepr=gte R0ckgang des Steuerauf-

kommens konnte dadurch aber nicht kom-

pensiert werden. Die Ausgaben wuchsen

gegen0ber dem Vorjahr nur wenig.

Auch im Gesamtjahr werden sich die Haus-

halte der Gebietsk&rperschaften trotz einer

starken Zunahme der Erl&se aus Beteiligungs-

ver=ußerungen schlechter entwickeln als im

Vorjahr, als ein Defizit von 34 Mrd Euro (berei-

nigt um die UMTS-Erl&se in H&he von fast

51 Mrd Euro) angefallen war. Entscheidend

f0r die merkliche Anspannung der Haushalts-

lage sind die Ausf=lle durch die Steuerreform.

Konjunkturbedingte Mehrbelastungen wegen

des ged=mpften Wirtschaftswachstums d0rf-

ten sich dagegen eher in Grenzen halten.

Die Steuereinnahmen1) fielen im zweiten

Quartal um fast 7% niedriger aus als in der

entsprechenden Vorjahrszeit, nachdem sie im

ersten Quartal geringf0gig zugenommen hat-

1 Einschließlich der EU-Anteile am deutschen Steuerauf-
kommen, aber ohne die noch nicht bekannten Ertr=ge
aus den Gemeindesteuern.

Grund-
tendenzen

Steuer-
einnahmen
im zweiten
Quartal ...
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ten. Die Aufkommensentwicklung bei den

direkten Steuern wurde nun st=rker als zum

Jahresbeginn von den reformbedingten Ein-

nahmenausf=llen gepr=gt. Auch f0r die indi-

rekten Steuern war ein ung0nstigeres Ergeb-

nis als im ersten Quartal zu verzeichnen.

Unter den direkten Steuern war bei der K&r-

perschaftsteuer ein drastischer Aufkommens-

einbruch hinzunehmen. Mit 162 Mrd Euro er-

brachte sie nur noch knapp 6% des entspre-

chenden Vorjahrsbetrags. Die Vorauszahlun-

gen der Unternehmen haben sich infolge der

Steuerreform erheblich vermindert. Dar0ber

hinaus sind die Nachzahlungen f0r fr0here

Jahre stark zur0ckgegangen. Schließlich wur-

den die K&rperschaftsteuerertr=ge auch da-

durch geschm=lert, dass fr0her gebildete Ge-

winnr0cklagen zu Lasten dieser Steuer ausge-

kehrt wurden. Dieser Faktor schlug sich zu-

gleich in einem weiterhin kr=ftigen Aufkom-

mensanstieg der nicht veranlagten Steuern

vom Ertrag um 29% nieder. Die Einnahmen

aus der veranlagten Einkommensteuer sind

erheblich gesunken (– 22%). Hierf0r waren

haupts=chlich niedrigere Nachzahlungen f0r

fr0here Jahre ausschlaggebend. Die Voraus-

zahlungen sind hingegen trotz der Steuerre-

form bisher erst wenig reduziert worden. Bei

der Lohnsteuer hielt sich der R0ckgang um

knapp 1% in Anbetracht der betr=chtlichen

Steuersenkungen ebenfalls in bemerkenswert

engen Grenzen.

Zum schwachen Steuerergebnis im zweiten

Quartal trug auch eine deutliche Abnahme

des Umsatzsteueraufkommens um gut 3%

bei. Diese war offenbar großenteils darauf zu-

r0ckzuf0hren, dass die steuerbelasteten

Wohnungsbauinvestitionen weit unter dem

entsprechenden Vorjahrsniveau lagen. Auch

von den staatlichen Investitionen ging ein re-

tardierender Einfluss auf die Umsatzsteuerer-

tr=ge aus, w=hrend sich der nominale Private

Verbrauch erh&ht hat.2) Die Mineral&lsteuer

erbrachte trotz der zum Jahresbeginn in Kraft

getretenen weiteren Stufe der &kologischen

Steuerreform nur einen Zuwachs von 1162%.

Hier wirkten sich vor allem die Verbrauchs-

reaktionen auf den starken Preisanstieg f0r

Mineral&lerzeugnisse aus.

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj.

Steueraufkommen *)

* Ergebnis im gesamten Bundesgebiet. —
1 Einschließlich der EU-Anteile am deut-
schen Steueraufkommen, aber ohne die
− für das letzte ausgewiesene Quartal noch
nicht bekannten − Erträge aus den Gemein-
desteuern.
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2 Bei der Entwicklung der Umsatzsteuer ist generell zu
bedenken, dass das Aufkommen dieser Steuer nur etwa
ein Viertel der Bruttoeinnahmen ausmacht, die sich aus
der Besteuerung der Ums=tze vor Abzug der Vorsteuer-
betr=ge ergeben. Wegen des großen Volumens der Vor-
steuerabzugsbetr=ge k&nnen hier etwaige Inderungen
in der Entwicklung stark auf die verbleibenden Nettoein-
nahmen durchschlagen.
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In der ersten Jahresh=lfte haben sich die

Steuerertr=ge in st=rkerem Maße vermindert

(– 3162%), als dies in der offiziellen Steuer-

sch=tzung vom Mai f0r das Gesamtjahr erwar-

tet worden war (– 2162%). Damit k&nnten sie

2001 hinter dem Sch=tzergebnis zur0ckblei-

ben, wenngleich die Ausf=lle aus heutiger

Sicht eher begrenzt bleiben d0rften. Risiken

bestehen vor allem bei der Umsatzsteuer, die

im ersten Halbjahr gut 2% weniger als ein

Jahr zuvor erbrachte. Außerdem sind die

K&rperschaftsteuerertr=ge im ersten Halbjahr

wesentlich st=rker gesunken, als dies in der

Steuersch=tzung f0r das ganze Jahr erwartet

wird. Soweit dies mit umfangreicheren Ge-

winnauskehrungen zusammenh=ngt, bilden

hierzu allerdings h&here Einnahmen aus den

nicht veranlagten Steuern vom Ertrag ein Ge-

gengewicht. Außerdem besteht die Chance,

dass die Lohnsteuereinnahmen 0ber die Erwar-

tungen vom Mai hinausgehen werden, nach-

dem sie in der ersten Jahresh=lfte trotz der

Steuerreform noch um 162% gestiegen sind.

Der Bund verzeichnete im zweiten Vierteljahr

ein Defizit von knapp 2162 Mrd Euro, nach

einem Kberschuss von gut 1 Mrd Euro vor

Jahresfrist. Ausschlaggebend hierf0r war der

durch die Entwicklung des Steueraufkom-

mens gepr=gte R0ckgang der Einnahmen um

insgesamt 6%. Die Ausgaben wurden leicht

reduziert. Dabei fielen die Zinsaufwendungen

nach den Tilgungen aus den UMTS-Erl&sen

um gut 5% niedriger aus als im zweiten

Quartal des Vorjahres. Die arbeitsmarktbe-

dingten Aufwendungen haben dagegen zu-

genommen. Zwar lagen die Ausgaben f0r

Arbeitslosenhilfe und die aktive Arbeits-

marktpolitik des Bundes unter dem Vorjahrs-

niveau. Die Bundesanstalt f0r Arbeit ben&tigte

dagegen deutlich h&here Liquidit=tshilfen.

Im Haushaltsplan des Bundes f0r das laufende

Jahr ist eine Verringerung des Defizits um

1162 Mrd Euro auf 22 162 Mrd Euro veran-

schlagt. Die voraussichtliche Entwicklung der

Gesamteinnahmen k&nnte dabei weitgehend

den Planungen entsprechen. Steuerausf=lle

gegen0ber dem Plan d0rften zum großen Teil

durch verminderte Abf0hrungen an die EU

(die von den Einnahmen abgesetzt werden)

kompensiert werden. Auch k&nnten die

nichtsteuerlichen Einnahmen h&her ausfallen

als veranschlagt. Auf der Ausgabenseite wer-

den insbesondere die arbeitsmarktbedingten

Aufwendungen die Ans=tze 0bertreffen. So-

wohl f0r den Zuschuss an die Bundesanstalt

f0r Arbeit als auch die Aufwendungen f0r die

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd Euro

1. Halbjahr

Steuerart 2001 2000

Ver-
*nde-
rung
gegen-
+ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 62,2 61,9 + 0,4

Veranlagte
Einkommensteuer 0,8 3,9 – 78,6

K�rperschaftsteuer 2,1 13,8 – 84,7

Umsatzsteuer 68,8 70,3 – 2,2

Deutsche Bundesbank

... und im
Gesamtjahr

Bund im
zweiten
Quartal ...

... und im
Gesamtjahr
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Arbeitslosenhilfe werden erheblich mehr Mit-

tel ben&tigt als geplant. Dagegen d0rfte der

Bundeshaushalt an anderer Stelle auch ent-

lastet werden. Dies gilt unter anderem hin-

sichtlich der Zinsausgaben. Dabei f=llt ins Ge-

wicht, dass im ersten Halbjahr die Aufsto-

ckung von Wertpapieremissionen auf Grund

des gesunkenen Zinsniveaus mit einem be-

tr=chtlichen Agio (das von den Zinsausgaben

des laufenden Jahres abgesetzt wird) verbun-

den war. Auch k&nnten die f0r Investitionszu-

sch0sse bereitgestellten Mittel weniger stark

abgerufen werden als geplant. Schließlich

k&nnten sich auch Minderausgaben bei den

Gew=hrleistungen ergeben. Alles in allem

scheint es deshalb aus heutiger Sicht f0r den

Bund m&glich, den Ansatz f0r die Nettokre-

ditaufnahme einzuhalten.

Die Sonderverm&gen erzielten im zweiten

Quartal einen Kberschuss von 5162 Mrd Euro,

nach 1 Mrd Euro ein Jahr zuvor. Ausschlagge-

bend hierf0r war die stark gestiegene Aus-

sch0ttung des Bundesbankgewinns. Der 0ber

3,6 Mrd Euro (7 Mrd DM) hinausgehende Teil

wurde wie in den Vorjahren dem Erblastentil-

gungsfonds zur Schuldentilgung zugewiesen.

So flossen diesem Sonderverm&gen fast 5

Mrd Euro zu, gegen0ber knapp 162 Mrd Euro

im Vorjahr.

Die L=nderhaushalte verzeichneten im zwei-

ten Vierteljahr ein Defizit von 1162 Mrd Euro,

w=hrend ein Jahr zuvor ein Kberschuss von

2162 Mrd Euro entstanden war. Ebenso wie

beim Bund stand einem kr=ftigen Ein-

nahmenr0ckgang ein kaum ver=ndertes Aus-

gabenvolumen gegen0ber. In zahlreichen

L=ndern wurde dabei auf Haushaltssperren

zur0ckgegriffen. Im Gesamtjahr werden sich

die Haushaltsdefizite, die (in der hier zu

Grunde gelegten Vierteljahresrechnung) im

vergangenen Jahr gut 10 Mrd Euro betragen

hatten, auf Grund der Steuerreform stark

ausweiten. Sie k&nnten sich sogar nahezu

verdoppeln, wenn Sonderbelastungen, vor al-

lem die krisenhafte Entwicklung beim Beteili-

gungsbesitz des Landes Berlin, voll zum Tra-

gen kommen.

Auch bei den Gemeinden zeichnet sich im

laufenden Jahr eine ung0nstigere Haushalts-

lage ab. Das Defizit betrug im ersten Quartal

3 162 Mrd Euro, nach gut 2 Mrd Euro im Vor-

jahr. Der R0ckgang der Steuereinnahmen um

fast 4 162% konnte zwar teilweise durch

Mehreinnahmen an anderer Stelle ausge-

glichen werden. Belastend wirkte sich aber

Mrd
Euro

I II III IV I II

1)

Finanzierungssaldo
des Bundes

1 Ohne Berücksichtigung der UMTS-Erlöse.
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vor allem der Anstieg der Ausgaben um fast

3 162% aus. Neben den Personalausgaben und

dem laufenden Sachaufwand wuchsen auch

die sozialen Aufwendungen deutlich. Dage-

gen nahmen die Sachinvestitionen wegen

eines erneut sehr starken R0ckgangs in den

neuen L=ndern etwas ab. Im Gesamtjahr wird

nach einem Kberschuss von zuletzt 2 Mrd

Euro ein betr=chtliches Defizit entstehen,

wenn es nicht gelingt, den Ausgabenzu-

wachs wieder st=rker zu begrenzen.

Die Verschuldung der Gebietsk&rperschaften

sank im zweiten Quartal – beg0nstigt durch

die Aussch0ttung des Bundesbankgewinns –

um gut 6 Mrd Euro. W=hrend die Verbindlich-

keiten am Geldmarkt um fast 13162 Mrd Euro

abnahmen, wurden am Kapitalmarkt netto

gut 7 Mrd Euro beschafft. Dabei erh&hte sich

vor allem der Umlauf kurz- und mittelfristiger

Papiere. Die Nettotilgungen konzentrierten

sich auf den Bund,3) der seine Gesamtver-

schuldung um gut 8 Mrd Euro verringerte.

Dar0ber hinaus konnte der Fonds „Deutsche

Einheit“ Schulden von 364 Mrd Euro tilgen. Da-

gegen weiteten die L=nder ihre Verbindlich-

keiten um 2162 Mrd Euro aus. Die Verschul-

dung der Gemeinden d0rfte sich im zweiten

Quartal kaum ver=ndert haben.

Ausblick

Das Bundeskabinett beschloss im Juni den

Entwurf des Bundeshaushalts 2002 und die

mittelfristige Finanzplanung bis 2005. Das

Defizit soll im kommenden Jahr gegen0ber

dem Plan 2001 ann=hernd unver=ndert blei-

ben; es liegt damit um etwa 1 Mrd Euro h&-

her als in der vorj=hrigen Finanzplanung.4)

Die Einnahmen sollen um 1,9% steigen, da-

runter das Steueraufkommen um 3,9%. Da-

bei ist grunds=tzlich das Ergebnis der j0ngs-

ten Steuersch=tzung zu Grunde gelegt wor-

den. Dar0ber hinaus sind einerseits die auf

Grund einer Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts erforderliche Ausweitung der

Familienf&rderung mit Mindereinnahmen von

1,1 Mrd Euro und andererseits Maßnahmen

zur Bek=mpfung des Umsatzsteuerbetrugs

mit Mehreinnahmen von 1,2 Mrd Euro be-

r0cksichtigt. Aus heutiger Sicht 0berwiegen

bei den Steuereinnahmen des Bundes eher

Marktm*ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd Euro

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wertpa-
piere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2000 p) + 16,1 + 29,1 – 11,8 + 18,9
darunter:
1. Vj. + 14,0 + 7,5 + 6,5 + 0,3
2. Vj. – 1,3 + 3,8 – 5,1 + 13,1
3. Vj. + 9,1 + 4,8 + 5,4 + 7,7
4. Vj. p) – 5,7 + 13,1 – 18,6 – 2,2

2001
1. Vj. p) – 10,4 + 13,9 + 9,7 – 11,8
2. Vj. ts) – 6,2 + 7,6 – 13,8 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st*rkungs- bzw. Kassenkredite und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank

3 Einschließlich der von diesem mit 0bernommenen Ver-
schuldung insbesondere des Erblastentilgungsfonds.
4 Die Nettokreditaufnahme soll dagegen von 22,3 Mrd
Euro 2001 auf 21,1 Mrd Euro im Jahr 2002 zur0ckgef0hrt
werden, was der vorj=hrigen Finanzplanung entspricht.
Der Unterschied zur Entwicklung des Defizits liegt in dem
im Zusammenhang mit der Euro-Einf0hrung deutlich h&-
her angesetzten M0nzgewinn begr0ndet (1,2 Mrd Euro).

Verschuldung

Bundeshaushalt
2002
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die Risiken. So d0rfte das Ergebnis im laufen-

den Jahr bereits einen ung0nstigen Basis-

effekt mit sich bringen. Außerdem geht der

Bund in seinem Haushaltsentwurf noch von

einer h=lftigen Aufteilung der Belastungen

aus der vorgesehenen Kindergelderh&hung

aus, w=hrend die L=nder inzwischen einen

h&heren Anteil des Bundes durchgesetzt

haben. Zudem sind die Mehreinnahmen aus

der verbesserten Betrugsbek=mpfung bei der

Umsatzsteuer nur mit großer Unsicherheit zu

quantifizieren. Bei den Privatisierungserl&sen

ist f0r 2002 ein Volumen von 5 Mrd Euro ver-

anschlagt, gegen0ber einem Soll in H&he von

8 Mrd Euro im laufenden Jahr.

Die Ausgaben sollen 2002 um 1,6% (+ 4 Mrd

Euro) gegen0ber dem Plan 2001 steigen.

Hierbei schl=gt die durch die weitere Anhe-

bung der „Qkosteuer“ finanzierte Erh&hung

des Zuschusses an die Rentenversicherung

mit 2 162 Mrd Euro zu Buche. Außerdem ben&-

tigt das Bundeseisenbahnverm&gen 2162 Mrd

Euro mehr als im Jahr 2001, da dort nun die

im laufenden Jahr in dieser H&he eingeplan-

ten außerordentlichen Einnahmen aus der

Ver=ußerung von Verm&gensbest=nden ent-

fallen. Es ist freilich auch zu ber0cksichtigen,

dass sich die Erh&hung des Kindergeldes in

der haushaltsm=ßigen Abgrenzung nicht im

Ausgabenzuwachs niederschl=gt, sondern als

steuermindernder Faktor auf der Einnahmen-

seite wirksam wird. Bei den arbeitsmarktbe-

dingten Ausgaben sind f0r 2002 keine Zu-

sch0sse mehr an die Bundesanstalt f0r Arbeit

und ann=hernd konstante Arbeitslosenhilfe-

zahlungen angesetzt. Die investiven Aus-

gaben sollen gem=ß den Planungen um

1162 Mrd Euro auf 28162 Mrd Euro zur0ckge-

hen. Hiervon betroffen sind unter anderem

Investitionszusch0sse an die L=nder, Inan-

spruchnahmen aus Gew=hrleistungen und

Baumaßnahmen im Zusammenhang mit dem

Wechsel des Regierungssitzes nach Berlin.

Die mittelfristige Finanzplanung (siehe auch

nebenstehende Tabelle) entspricht im Hinblick

auf die Entwicklung der Defizite weitgehend

den letztj=hrigen Vorgaben. Freilich war es

hierf0r angesichts der nach der letzten Steu-

ersch=tzung erwarteten Ausf=lle notwendig,

das vorgesehene Ausgabenwachstum st=rker

einzuschr=nken. Es soll in den Jahren 2003

bis 2005 jahresdurchschnittlich 0,9% betra-

gen. Das Ausgabenvolumen liegt damit in

den Jahren 2003 und 2004 um 4 Mrd Euro

beziehungsweise 5 Mrd Euro unter der voran-

gegangenen Finanzplanung. Das Ziel, den

Die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes

Mrd Euro

2001 2002 2003 2004 2005

Ausgaben 243,9 247,8 249,4 251,9 254,4

darunter:
Investitionen 29,6 28,3 27,7 26,2 26,2

Einnahmen 221,4 225,5 233,0 241,3 249,0

darunter:
Steuern 196,6 204,2 212,3 223,1 227,9
Privatisierung 8,01) 5,0 5,1 5,4 5,7

Defizit – 22,5 – 22,3 – 16,4 – 10,6 – 5,4

M+nz-
einnahmen 0,1 1,2 0,9 0,4 0,4

Nettokreditauf-
nahme 22,3 21,1 15,5 10,2 5,0

Nachrichtlich:

Ver*nderung
der Ausgaben
in % – 0,2 + 1,6 + 0,6 + 1,0 + 1,0

1 Ohne Ber+cksichtigung der Ver*ußerungserl�se des
Bundeseisenbahnverm�gens in H�he von rund 21D2 Mrd
Euro.

Deutsche Bundesbank

Mittelfristige
Finanzplanung
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Bundeshaushalt im Jahr 2006 ohne Schulden-

aufnahme zu finanzieren, wurde aufrecht er-

halten.

Der Budgetentwurf 2002 bedeutet einen

Konsolidierungsfortschritt. Zwar soll das Defi-

zit nicht weiter reduziert werden. Jedoch fal-

len die zur Finanzierung herangezogenen

Verm&gensver=ußerungen (unter Einbezie-

hung des Bundeseisenbahnverm&gens) um

mehr als 5 Mrd Euro niedriger aus als im Soll

2001, so dass die Finanzierung 0ber nicht

dauerhaft fundierte Einnahmen betr=chtlich

abgebaut wird. Die in Aussicht gestellte Ent-

wicklung setzt freilich – insbesondere auch

auf mittlere Sicht – einen konsequenten Spar-

kurs mit Leistungseinschr=nkungen voraus,

zumal die Entwicklung auf der Einnahmen-

seite mit einigen Risiken verbunden ist.

Sozialversicherungen

Die Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten schloss im zweiten Quartal an-

n=hernd ausgeglichen ab, nach einem Defizit

von 162 Mrd Euro im gleichen Vorjahrszeit-

raum. Trotz der Senkung des Beitragssatzes

von 19,3% auf 19,1% zum Jahresbeginn er-

h&hten sich die Beitragseinnahmen recht

kr=ftig um 2%. Ohne die Beitragssatzsen-

kung h=tte sich ein Anstieg um 3% ergeben.

Wesentlich st=rker wuchsen diejenigen Zu-

weisungen aus dem Bundeshaushalt, die

durch die „Qkosteuer“ refinanziert werden.

Insgesamt expandierten die Einnahmen um

3162%. Die Ausgaben erh&hten sich im zwei-

ten Quartal um knapp 3%. Dabei wuchsen

die Rentenausgaben um 2162%. Dies l=sst

sich mit einer Zunahme der Rentenzahl um

rund 2% und der am Inflationsausgleich

orientierten Rentenanpassung um 0,6% zur

Jahresmitte 2000 erkl=ren.

Im ersten Halbjahr betrug das Defizit gut

1 162 Mrd Euro und fiel damit genauso hoch

aus wie ein Jahr zuvor. Zum 1. Juli 2001 wur-

den die Renten erstmals nach der mit der

j0ngsten Reform beschlossenen modifizierten

Anpassungsformel5) angehoben. Danach er-

gab sich eine Erh&hung um 1,9% in den

vierteljährlich
Mrd
Euro

Mrd
Euro

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

Einnahmen

Ausgaben

Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten
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5 Danach werden die Renten entsprechend dem Anstieg
der durchschnittlichen Bruttoentgelte im Vorjahr abz0g-
lich des Rentenversicherungsbeitrags sowie eines fiktiven
„Altersvorsorgeanteils“ angepasst. Der jahresdurch-
schnittliche Beitragssatz sank von 19,7% im Jahr 1999
auf 19,3% im Vorjahr. Der Lohn- und Gehaltsanstieg je
Besch=ftigten wurde im Westen mit 1,4% und im Osten
mit 1,6% angesetzt. Der „Altersvorsorgeanteil“ wird erst
ab dem Jahr 2003 die Rentenanpassungen um gut 0,6
Prozentpunkte geringer ausfallen lassen.

Konsolidierung
erfordert enge
Begrenzung der
Ausgaben

Gesetzliche
Renten-
versicherung
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alten und 2,1% in den neuen Bundesl=n-

dern. Auf Grund der in diesem Jahr h&heren

Rentenanpassung ist im zweiten Halbjahr

mit einem st=rkeren Ausgabenanstieg und im

Vergleich zum Vorjahr ung0nstigeren Finan-

zierungssalden zu rechnen. Das Reservesoll

von einer Monatsausgabe zum Jahresende

k&nnte gleichwohl erreicht werden, weil der

Buchwert des Verm&gens der Bundesver-

sicherungsanstalt f0r Angestellte im Februar

um gut 162 Mrd Euro angehoben worden war.

Die Bundesanstalt f0r Arbeit verzeichnete im

zweiten Quartal ein Defizit von gut 1 Mrd

Euro im Vergleich zu knapp 162 Mrd Euro

ein Jahr zuvor. Einem Einnahmenzuwachs

von lediglich gut 162% stand ein Anstieg der

Ausgaben um fast 7 162% gegen0ber. Die

schwache Einnahmenentwicklung ist aller-

dings nicht auf die Beitr=ge zur0ckzuf0hren,

die mit einem Plus von knapp 3162% recht

kr=ftig zulegten. Entscheidend war vielmehr,

dass die f0r Arbeitslosenhilfebezieher ge-

leisteten Strukturanpassungsmaßnahmen seit

Anfang dieses Jahres nicht mehr aus dem

Bundeshaushalt erstattet werden. Außerdem

wurden erheblich weniger Mittel des Europ=i-

schen Sozialfonds an die Bundesanstalt f0r

Arbeit 0berwiesen.

Die Aufwendungen f0r das Arbeitslosengeld

0bertrafen im zweiten Vierteljahr ihren Vor-

jahrswert um knapp 7162%. Ausschlagge-

bend f0r diesen starken Anstieg war, dass bei

der Bemessung des Anspruchs auf die Lohn-

ersatzleistung seit Mitte letzten Jahres auch

Sonderentgelte ber0cksichtigt werden, wo-

durch sich die Zahlungen je Arbeitslosen

deutlich erh&ht haben. Da sich der R0ckgang

der Arbeitslosenzahlen im Vorjahrsvergleich

immer mehr verringert hat, gingen von der

Entwicklung des Arbeitsmarktes nur noch

leichte Entlastungen aus. F0r die aktive Ar-

beitsmarktpolitik wurden im zweiten Quartal

zwar 5 162% mehr ausgegeben, doch hat sich

hier der Anstieg verlangsamt. Hinter dem Ge-

samtzuwachs verbirgt sich eine Ausweitung

bei den Maßnahmen zur beruflichen Aus-

vierteljährlich
Mrd
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und Fortbildung um 14%, die allerdings zu

einem guten Teil darauf zur0ckzuf0hren ist,

dass der Bund das Sonderprogramm zur Wie-

dereingliederung Langzeitarbeitsloser aus sei-

nem Haushalt auf den der Bundesanstalt

0bertragen hat. Dagegen wurden f0r Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen 21% weniger aus-

gegeben. Besonders stark (– 41%) war der

R0ckgang der Aufwendungen f0r die vor al-

lem in den neuen Bundesl=ndern ins Gewicht

fallenden Strukturanpassungsmaßnahmen.6)

Bis zur Jahresmitte hat das Defizit der Bun-

desanstalt 2 162 Mrd Euro erreicht (Vorjahr: gut

1 Mrd Euro). Insbesondere auf Grund der

ung0nstigeren Arbeitsmarktentwicklung ist

damit zu rechnen, dass der in den Haushalts-

pl=nen vorgesehene Rahmen f0r den Zu-

schussbedarf von 0,6 Mrd Euro in diesem Jahr

0berschritten wird. Allerdings ist auch keine

wesentliche Ausweitung des bis zur Jahres-

mitte entstandenen Defizits zu erwarten, ins-

besondere weil die Einbeziehung der Sonder-

entgelte in die Bemessung des Arbeitslosen-

geldes im Vorjahrsvergleich kaum noch zu-

s=tzliche Belastungen mit sich bringen wird.

Wegen der verschlechterten Finanzlage im

laufenden Jahr sind die M&glichkeiten f0r

eine baldige Senkung des Beitragssatzes eher

gering einzusch=tzen.

F0r die gesetzliche Krankenversicherung lie-

gen bislang nur Ergebnisse f0r das erste Quar-

tal vor. Danach wuchs das Defizit gegen0ber

dem Vorjahr um 164 Mrd Euro auf gut 1 Mrd

Euro. Allerdings ergibt sich in Ost- und West-

deutschland ein unterschiedliches Bild. W=h-

rend in den alten Bundesl=ndern das Defizit

um fast 162 Mrd Euro auf gut 1 Mrd Euro stieg,

verzeichneten die Kassen in den neuen Bun-

desl=ndern sogar einen leichten Kberschuss,

nach einem praktisch ausgeglichenen Ergeb-

nis ein Jahr zuvor. Dabei profitieren die

ostdeutschen Krankenkassen von ihrer zu-

nehmenden Einbeziehung in den gesamt-

deutschen Risikostrukturausgleich. Außerdem

wurde die Beitragsbemessungsgrenze der ge-

setzlichen Krankenversicherung in den neuen

Bundesl=ndern zum Jahresbeginn auf das

westdeutsche Niveau angehoben.

Die unterschiedliche Entwicklung schl=gt sich

auch in den Beitragss=tzen nieder. W=hrend

der durchschnittliche Beitragssatz in den

neuen Bundesl=ndern im ersten Quartal um

fast 0,2 Prozentpunkte auf knapp 13,7% ge-

senkt wurde, blieb er im Westen mit 13,5%

noch praktisch unver=ndert. Die seitdem

angek0ndigten Beitragssatzanhebungen be-

schr=nken sich zun=chst auf einzelne west-

deutsche Kassen, die besonders von der Ab-

wanderung Versicherter mit „g0nstiger Risi-

kostruktur“ betroffen sind. Neben die derzeit

vor allem von den Arzneimitteln getriebene

steilere Ausgabenentwicklung treten somit

strukturelle Verschiebungen zwischen den

Kassen. Die Folge d0rfte eine zunehmende

Divergenz der Beitragss=tze sein. Allerdings

sind bereits Bem0hungen im Gange, um den

Finanzausgleich unter den Kassen weiter zu

intensivieren.

6 Die Bundesanstalt kann Zusch0sse f0r Arbeiten leisten,
die der Verbesserung der Umwelt, der sozialen Dienste,
des Breitensports, der Kulturarbeit, des Wohnumfelds,
der wirtschaftsnahen Infrastruktur sowie der Denkmals-
pflege dienen. In den neuen Bundesl=ndern (einschl. Ber-
lin) k&nnen diese Zusch0sse auch gewerblichen Wirt-
schaftsunternehmen gew=hrt werden.
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Perspektiven der �ffentlichen Haushalte

insgesamt

Die Defizite der &ffentlichen Haushalte zu-

sammen genommen werden im laufenden

Jahr – in der Abgrenzung der VGR, auf der

auch die Kriterien des Maastricht-Vertrags ba-

sieren – erheblich h&her ausfallen als im Vor-

jahr, in dem sie sich (ohne die UMTS-Erl&se)

auf 1,0% des BIP beliefen. Ausschlaggebend

hierf0r sind die Auswirkungen der Steuerre-

form, die per saldo zu Einnahmenausf=llen

von gut 1% des BIP f0hrt. Dem steht zwar

eine h&here Energiebesteuerung gegen0ber

(um 0,1% des BIP). Diese Einnahmen werden

aber der gesetzlichen Rentenversicherung zu-

gef0hrt, so dass die Sozialversicherungsbei-

tr=ge entsprechend niedriger ausfallen.

Im deutschen Stabilit=tsprogramm wird f0r

das Jahr 2001 eine Defizitquote von rund

1162% angestrebt. Dabei sollen die defizit-

erh&henden Auswirkungen der Steuerreform

durch eine enge Begrenzung des Ausgaben-

anstiegs teilweise kompensiert werden. Den-

noch stellt die geplante Defizitausweitung

eine expansive Ausrichtung der Finanzpolitik

dar. Diese ist nunmehr freilich konjunkturpoli-

tisch anders zu bewerten als im Herbst ver-

gangenen Jahres. Damals wurde sie noch

weithin als prozyklisch kritisiert.

Aus heutiger Sicht k&nnte die staatliche De-

fizitquote im laufenden Jahr 2% erreichen

oder etwas dar0ber hinausgehen. Bereits die

im Stabilit=tsprogramm zu Grunde gelegte

Spanne f0r das absolute Defizit in H&he von

65 Mrd DM bis 75 Mrd DM hatte den – ge-

rundeten – Zielwert von 1162% leicht 0ber-

troffen. Im Vergleich zu den urspr0nglichen

Annahmen stellt sich nunmehr auch die

gesamtwirtschaftliche Lage ung0nstiger dar.

Gleichwohl d0rften sich die konjunkturbe-

dingten Belastungen der &ffentlichen Haus-

halte im laufenden Jahr in Grenzen halten.

Zudem d0rften ihnen Entlastungen an ande-

rer Stelle gegen0berstehen. Die Minderein-

nahmen gegen0ber den Pl=nen bei den Steu-

ern d0rften moderat ausfallen, obwohl sich

die Erwartungen f0r das reale gesamtwirt-

schaftliche Wachstum verschlechtert haben.

Dabei ist zu ber0cksichtigen, dass die Ent-

wicklung der Steuerertr=ge eher vom nomi-

nalen Wirtschaftswachstum gepr=gt wird,

das sich weniger stark verlangsamt als das

reale Wachstum. Die offizielle Steuersch=t-

zung vom Mai hatte Einnahmenausf=lle in

H&he von 3162 Mrd Euro ergeben, die aber

gr&ßtenteils durch geringere Abf0hrungen an

die EU kompensiert werden. Die schw=chere

Konjunktur schl=gt sich insbesondere in der

Umsatzsteuer und – teilweise aber erst mit

Verz&gerung – in den gewinnabh=ngigen

Steuern nieder. Die Lohnsteuer und die Ein-

nahmen der Sozialversicherungen entwickeln

sich demgegen0ber – angesichts des bislang

durchaus kr=ftigen Wachstums der Brutto-

l&hne und -geh=lter – recht g0nstig. Auf

der Ausgabenseite kommen arbeitsmarktbe-

dingte Mehraufwendungen hinzu, denen je-

doch auch Minderausgaben in anderen Berei-

chen gegen0berstehen.

F0r das kommende Jahr wird allgemein von

einem wieder kr=ftigeren Wirtschaftswachs-

tum ausgegangen. Eine kreditfinanzierte ak-

tive staatliche Konjunkturpolitik, wie sie auch

ein kurzfristiges Vorziehen der weiteren

Steuerreform
f(hrt zu
Ausweitung
der Defizite

Konjunkturelle
Belastung der
�ffentlichen
Haushalte
begrenzt

Aktive
Konjunktur-
politik nicht
angebracht
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Stufen der Steuerreform darstellen w0rde,

w=re somit bei der erwarteten konjunkturel-

len Situation nicht angebracht. Es gilt auch

die schlechten Erfahrungen zu ber0cksichti-

gen, die in der Vergangenheit mit solchen

Maßnahmen nicht zuletzt im Hinblick auf das

„Timing“ gemacht wurden.

Die Finanzpolitik sollte grunds=tzlich ebenso

wie die Geldpolitik mittel- und langfristig ver-

l=ssliche Rahmenbedingungen f0r die priva-

ten Wirtschaftssubjekte schaffen. Eine in Stu-

fen in Kraft tretende Steuerreform, die zum

Ziel hat, die immer noch hohe Abgabenbe-

lastung zu senken, w=hrend gleichzeitig die

umfangreichen Defizite 0ber eine Begren-

zung der staatlichen Ausgaben zur0ckgef0hrt

werden, weist in die richtige Richtung. Nach-

dem im laufenden Jahr die Defizitquote wie-

der steigen wird, w=ren weitere kreditfinan-

zierte Steuersenkungen, die letztlich eine Las-

tenverlagerung in die Zukunft darstellen und

zu einer deutlichen Aufweichung des Konsoli-

dierungskurses f0hren w0rden, wenig geeig-

net, die wirtschaftliche Entwicklung nachhal-

tig zu f&rdern. Die Hoffnung auf kurz- und

mittelfristig eintretende Selbstfinanzierungs-

effekte defiziterh&hender Steuersenkungen

sollte nicht zentraler Bestandteil einer den

Konsolidierungserfordernissen Rechnung tra-

genden finanzpolitischen Strategie sein.

W0rde Deutschland als eines der gr&ßten

L=nder des Euro-Raums seinen Kurs in den

kommenden Jahren aufweichen, w=re der

Weg zu mittelfristig ausgeglichenen Haushal-

ten oder Kbersch0ssen, auf den sich die EU-

L=nder mit dem Europ=ischen Stabilit=ts- und

Wachstumspakt geeinigt haben, stark gef=hr-

det, zumal auch andere L=nder dann diesem

Beispiel folgen d0rften. Dies w=re mit einem

Vertrauensverlust der M=rkte in eine l=nger-

fristig tragbare Finanzpolitik im Euro-Raum

und entsprechenden nachteiligen Auswirkun-

gen auf das Zinsniveau und die gesamtwirt-

schaftliche Entwicklung verbunden.


